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Niederschrift 
über die 9. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 
am Dienstag, 7. Dezember 2021, 17:00 Uhr 
im Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel 
 
 
Anwesende:  
 
Mitglieder 
Dominique Kalb, Vorsitzender, CDU 
Joana Al Samarraie, 1. stellv. Vorsitzende, B90/Grüne 
Petra Ullrich, Mitglied, SPD (Vertretung für Mario Lang) 
Eva Koch, Mitglied, B90/Grüne 
Steffen Müller, Mitglied, B90/Grüne  (Vertretung für Lucian Hanschke) 
Dr. Sven Schoeller, Mitglied, B90/Grüne 
Judith Boczkowski, Mitglied, SPD (bis 18.55 Uhr) 
Sascha Gröling, Mitglied, SPD 
Holger Augustin, Mitglied, CDU 
Alexander Grotov, Mitglied, CDU 
Anna Luisa Sümmermann, Mitglied, parteilos 
Sven René Dreyer, Mitglied, AfD 
Matthias Nölke, Mitglied, FDP (bis 17.50 Uhr) 
 
Magistrat 
Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 
 
Schriftführung 
Sabine John, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
 
Entschuldigt: 
Jennifer Rieger, Stadtverordnete, Die PARTEI 
Pasquale Malva, Vertreter des Ausländerbeirates 
Helmut Ernst, Vertreter des Behindertenbeirates 
 
Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 
Volker Mohr, Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz 
Dr. Georg Förster, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt 
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2 von 18 Tagesordnung: 
 
1. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/7 (E) "Dresdener 

Straße", 1. Änderung (Behandlung der Anregungen und 
Beschlussfassung als Satzung) 

101.19.275 

2. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/28, 1. Änderung 
"Neue Mitte Forstfeld" (Aufstellungsbeschluss) 

101.19.276 

3. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/10 "Wahlebachpark, 
Forstbachweg" (Behandlung der Anregungen und Beschluss 
zur Satzung) 

101.19.277 

4. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/18, 2. Änderung 
"Wohnstadt Waldau" (Aufstellungsbeschluss) 

101.19.279 

5. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/24 C "Herkulesstraße, 
Wilhelmshöher Allee" (Aufstellungsbeschluss) 

101.19.280 

6. Umsetzungskonzept für das integrierte Maßnahmenpaket 
Mobilität in Auftrag geben 

101.19.54 

7. Ergebnis Machbarkeitsstudie Tram Harleshausen 101.19.122 
8. Umsetzung der Beschlüsse zur Radverkehrsförderung 101.19.164 
9. Auftrag zum Milieuschutz endlich umsetzen 101.19.165 
10. Übervolle Straßenbahnen auf Linie 5 101.19.168 
11. Bahnhof Harleshausen 101.19.169 
12. Errichtung eines Fernbusbahnhofs 101.19.217 
13. Nutzung von Parkscheinen als Fahrscheine 101.19.218 
14. Modellprojekt Photovoltaik 101.19.219 
15. Entwicklung Karlsplatz 101.19.226 
16. Ausbau des Straßenbahnangebots 101.19.227 
17. Verkehrsunfälle mit Straßenbahnen 101.19.255 
18. documenta-Institut im Ruruhaus - Investitionsbedarf 101.19.256 
19. Aktueller Stand zur Belebung Fuldaufer 101.19.268 
20. Lastenfahrräder für Kassel 101.19.272 
21. Freiluftexperiment Untere Königsstraße 101.19.273 
22. Pflicht für einen barrierefreien Öffentlichen 

Personennahverkehr 
101.19.274 

 
 
Vorsitzender Kalb eröffnet die mit der Einladung vom 30. November 2021 
ordnungsgemäß einberufene 9. öffentliche Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr, begrüßt die Anwesenden und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
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3 von 18 Zur Tagesordnung 
 
In Absprache mit Stadtbaurat Nolda und den die Anfragen stellendenden 
Fraktionen werden die Tagesordnungspunkte 
 
7 betr. Ergebnis Machbarkeitsstudie Tram Harleshausen, 101.19.122, 
10 betr. Übervolle Straßenbahnen auf Linie 5, 101.19.168, 
11 betr. Bahnhof Harleshausen, 101.19.169, 
12 betr. Errichtung eines Fernbusbahnhofs, 101.19.217, 
15 betr. Entwicklung Karlsplatz, 101.19.226, 
16 betr. Ausbau des Straßenbahnangebots, 101.19.227 
17 betr. Verkehrsunfälle mit Straßenbahnen, 101.19.255, 
19 betr. Aktueller Stand zur Belebung Fuldaufer, 101.19.268, 
und 
22 betr. Pflicht für einen barrierefreien Öffentlichen Personennahverkehr, 
101.19.274 
 
auf die nächste Sitzung verschoben, damit die schriftlichen Antworten zusammen 
mit der nächsten Einladung versandt werden können. Stadtbaurat Nolda sagt die 
schriftliche Beantwortung vor Versendung der Einladung zu. 
 
Vorsitzender Kalb stellt die so geänderte Tagesordnung fest. 
 
 
 
1. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/7 (E) "Dresdener Straße",  

1. Änderung 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.19.275 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Der Behandlung der Anregungen aus der Beteiligung zum Bebauungsplan der 
Stadt Kassel Nr. VII/ 7 (E) „Dresdener Straße“ 1. Änderung wird zugestimmt. 
 
Der Bebauungsplan wird gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung 
beschlossen.“ 
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4 von 18 Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: DIE LINKE, AfD 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/7 (E) 
"Dresdener Straße", 1. Änderung (Behandlung der Anregungen und 
Beschlussfassung als Satzung), 101.19.275, wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Schoeller 
 
 
2. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/28, 1. Änderung "Neue Mitte 

Forstfeld" 
(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.19.276 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Der Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans der Stadt Kassel Nr. 
VII/28 „Neue Mitte Forstfeld“ gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m.  
§ 30 Abs. 1 BauGB wird zugestimmt. Das Bebauungsplanverfahren soll 
beschleunigt nach § 13a BauGB durchgeführt werden. 
Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 3/36, 3/37, 3/58, 3/65, 3/66, 3/67, 
3/68, 3/69 und 79/32 der Flur 25 in der Gemarkung Forstfeld mit einer Fläche 
von etwa 21.740 qm. Diese werden durch den Forstbachweg im Süden, die 
Heinrich-Steul-Straße im Osten, der Söhrebahntrasse im Westen und im 
Norden zwischen der Kindertagesstätte und der Heinrich-Steul-Siedlung 
begrenzt.  
Ziel ist es, die Brachfläche der ehemaligen Heinrich-Steul-Schule und 
angrenzende Bereiche auf Grundlage eines städtebaulich-freiraumplanerischen 
Wettbewerbes zu einem gemischt genutzten Bereich mit dem Schwerpunkt 
Wohnen und soziale Einrichtungen zu entwickeln und planungsrechtlich 
abzusichern. Geplant ist eine integrierte städtebauliche, freiraumplanerische 
und sozialinfrastrukturelle Entwicklung für eine Neue Mitte Forstfeld 
anzustoßen.“ 
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Auf Wunsch von Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, berichtet 
Stadtbaurat Nolda über die Vorlage und beantwortet im Anschluss die Fragen der 
Ausschussmitglieder. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: B90/Grüne, SPD, CDU, DIE LINKE, FDP 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/28, 1. 
Änderung "Neue Mitte Forstfeld" (Aufstellungsbeschluss), 101.19.276, wird 
zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Gröling 
 
 
3. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/10 "Wahlebachpark, 

Forstbachweg" 
(Behandlung der Anregungen und Beschluss zur Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.19.277 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Der Bebauungsplan Nr. VII/10 „Wahlebach, Forstbachweg“ wird gemäß § 30 
Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt. Der Behandlung der Anregungen aus der 
Beteiligung zum Bebauungsplan wird zugestimmt. Der Bebauungsplan  
Nr. VII/10 „Wahlebach, Forstbachweg“ wird gemäß § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) als Satzung beschlossen.“ 

 
Auf Wunsch von Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, berichtet 
Stadtbaurat Nolda über die Vorlage und beantwortet im Anschluss die Fragen der 
Ausschussmitglieder. 
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6 von 18 Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: B90/Grüne, SPD, CDU, FPD, AfD 
Ablehnung: DIE LINKE 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/10 "Wahlebachpark, 
Forstbachweg" (Behandlung der Anregungen und Beschluss zur Satzung), 
101.19.277, wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Augustin 
 
 
4. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/18, 2. Änderung "Wohnstadt 

Waldau" 
(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.19.279 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Der Aufstellung zur 2. Änderung des Bebauungsplans der Stadt Kassel Nr. 
VII/18 „Wohnstadt Waldau“ gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m.  
§ 30 Abs. 1 BauGB wird zugestimmt.  
 
Der räumliche Geltungsbereich (Änderungsbereich) umfasst die Flurstücke 241, 
246, 247, 248, 251, 453, 454, 242/1, 231/1, 238/1, 293/1, 297/1, 327/1, 
450/1, 452/1, 330/2, 415/2, 450/2, 308/3, 324/3, 234/3, 451/3, 324/4, 
250/4, 303/4, 252/5, 326/5, 303/6 sowie 74/8 der Flur 2 in der Gemarkung 
Waldau. Das Plangebiet wird im Norden durch die Breslauer Straße (Flurstück 
231/1) und die Liegnitzer Straße (Flurstück 293/1), im Osten von der 
Waldemar-Petersen-Straße (Flurstück 415/2), im Süden von der Straße Im 
Kreutzhof (Flurstück 326/5) und im Westen durch den Vautswiesenweg 
(Flurstück 234/3), begrenzt.  
 
Ziel ist die Schaffung planungsrechtlicher Vorrausetzungen, um die Bestände 
der Wohnungsbaugesellschaft VONOVIA baulich zu ergänzen, städtebaulich 
weiterzuentwickeln und zusätzlich dringend benötigten neuen Wohnraum zu 
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7 von 18 schaffen. Der Bereich des Einkaufszentrums in Waldau soll mit in die 
umliegenden Entwicklungen eingebunden werden.“ 

 
Auf Wunsch von Stadtverordneten Dreyer, AfD-Fraktion, berichtet Stadtbaurat 
Nolda über die Vorlage und beantwortet im Anschluss die Fragen der 
Ausschussmitglieder. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: AfD 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/18, 2. 
Änderung "Wohnstadt Waldau" (Aufstellungsbeschluss), 101.19.279, wird 
zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Sümmermann 
 
 
5. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/24 C "Herkulesstraße, 

Wilhelmshöher Allee" 
(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.19.280 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für das Gebiet zwischen Herkulesstraße, Wilhelmshöher Allee, Huttenstraße 
und Berlepschstraße soll der Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/24 C 
‚Herkulesstraße, Wilhelmshöher Allee‘ gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
i.V.m. § 30 Abs. 1 BauGB aufgestellt werden.  
 
Das Bebauungsplanverfahren soll beschleunigt nach § 13a BauGB durchgeführt 
werden. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die planungsrechtliche Absicherung einer 
behutsamen Innenentwicklung. Dies umfasst die Weiterentwicklung der 
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8 von 18 vorhandenen Baustruktur für Wohnzwecke und ergänzende, nicht störende 
Nutzungen über den Bebauungsplan Nr. II/24 B ‚Verbreiterung der 
Wilhelmshöher Allee und das Gebiet zwischen Herkulesstraße / Huttenstraße / 
Hupfeldstraße / Hansteinstraße / Pettenkoferstraße / Berlepschstraße‘ (1972) 
hinaus sowie die Sicherung privater Grünflächen.“ 

 
Auf Wunsch von Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, berichtet 
Stadtbaurat Nolda über die Vorlage und beantwortet im Anschluss die Fragen der 
Ausschussmitglieder. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: B90/Grüne, SPD, CDU, FDP, AfD 
Ablehnung: DIE LINKE 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/24 C 
"Herkulesstraße, Wilhelmshöher Allee" (Aufstellungsbeschluss), 101.19.280, wird 
zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Nölke 
 
 
6. Umsetzungskonzept für das integrierte Maßnahmenpaket Mobilität in 

Auftrag geben 
Antrag der Fraktion B90/Grüne 
- 101.19.54 - 

 
Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt, die ein Konzept zur kurzfristigen Umsetzung 
eines Umsetzungskonzeptes für das des integrierten Maßnahmenpaketes 
Mobilität, welches der des Klimaschutzrates (Maßnahmen Nr. 2021-MO-08) 
vorgeschlagen hat, bei geeigneten Sachverständigen auszuschreiben oder - 
soweit möglich - direkt bei der Universität Kassel in Auftrag zu geben. 
Gegenstand dieses Konzeptes sollen insbesondere auch die finanziellen 
Auswirkungen sein. 
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unter breiter Bürgerbeteiligung erfolgen, möglicherweise auch durch 
Bürgerentscheid. 

 
Stadtbaurat Nolda beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: B90/Grüne, SPD, DIE LINKE 
Ablehnung: CDU, AfD 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der Fraktion B90/Grüne betr. Umsetzungskonzept für das 
integrierte Maßnahmenpaket Mobilität in Auftrag geben, 101.19.54, wird 
zugestimmt. 
 
Mit Einverständnis der Mitglieder des Ausschusses stellt Vorsitzender Kalb für 
seine Fraktion folgenden Änderungsantrag. 
 
 
➢ Änderungsantrag der CDU-Fraktion 

 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Magistrat wird aufgefordert, vor der Erstellung eines Konzeptes zur 
kurzfristigen Umsetzung des integrierten Maßnahmenpaket Mobilität des 
Klimaschutzrates (Maßnhamen Nr. 2021-MO-08) für jede der 
vorgeschlagenen Maßnahmen unter Beteiligung von Vertretern der 
Wirtschaft, des Handwerks, des Handels sowie weiterer externer 
Sachverständiger die Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung 
Kassels intensiv zu diskutieren und eine Empfehlung hinsichtlich der 
Umsetzbarkeit abzugeben. 
Diese Empfehlungen sind dann in den Ortsbeiräten sowie in geeigneter Form 
der interessierten Öffentlichkeit vorzustellen und zu erörtern. 
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10 von 18 Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: CDU, AfD 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, DIE LINKE 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Änderungsantrag der CDU-Fraktion betr. Umsetzungskonzept für das 
integrierte Maßnahmenpaket Mobilität in Auftrag geben, 101.19.54, wird 
abgelehnt. 
 
Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, stellt im Rahmen der 
Diskussion folgenden Änderungsantrag. 
 
 
➢ Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE 

 
Der Magistrat wird beauftragt, die kurzfristige Erstellung einer 
Umsetzungsplanung zur Realisierung des integrierten Maßnahmenpaketes 
Mobilität, welches der Klimaschutzrat vorgeschlagen hat (Nr. 2021 – MO-08), 
bei geeigneten Sachverständigen in Auftrag zu geben. Gegenstand dieser 
Untersuchung sollen insbesondere auch finanzielle Auswirkungen sein. Die 
Ergebnisse sollen noch vor den hessischen Sommerferien im zuständigen 
Ausschuss vorgestellt werden. 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: DIE LINKE 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU, AfD 
Enthaltung:  
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
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11 von 18 Der Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE betr. Umsetzungskonzept für das 
integrierte Maßnahmenpaket Mobilität in Auftrag geben, 101.19.54, wird 
abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dreyer 
 
 
7. Ergebnis Machbarkeitsstudie Tram Harleshausen 

Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.19.122 - 

 
Abgesetzt 
 
 
8. Umsetzung der Beschlüsse zur Radverkehrsförderung 

Anfrage Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.164 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 
Überhöhte Kostenanteile:  

1. Wie kommt die Schätzung des Kostenanteils von 40% für den Radverkehr 
in der Bürgermeister-Brunner-Straße zustande? Wie teuer ist die 
Einrichtung / das Aufmalen eines Schutzstreifens? Ist beabsichtigt diese 
Kalkulation zu korrigieren? 

2. Hält der Magistrat die Ausweisung von 10% der Baukosten in der Oberen 
Königsstraße (Fünffensterstraße bis Königsplatz) für gerechtfertigt, obwohl 
dort nur einige Radabstellbügel installiert wurden und die Straße die meiste 
Zeit des Tages für den Radverkehr gesperrt ist?  

3. Welche Radinfrastruktur ist für den Brüder-Grimm-Platz geplant und 
warum beträgt der Kostenanteil dafür 15% der gesamten Bau- und 
Planungskosten? 

4. Welche neuen Errungenschaften für den Radverkehr sind im Rahmen des 
Umbaus des ICE-Bahnhofvorplatzes zu erwarten, die es rechtfertigen 20% 
der Bau- und Planungskosten für den Radverkehr zu veranschlagen?  

5. Inwiefern ist der Kostenanteil von 25 bzw. 75 Prozent beim Umbau der 
Goethestraße gerechtfertigt, wo doch Kanalisation und Straßendecke 
umfassend erneuert wurden und die Parksituation kaum entschärft wird? 
Wie teuer werden die Umbaumaßnahmen insgesamt sein (circa)? Wie teuer 
ist der Umbau der Kreuzung (Kirchweg), um bessere Sichtbeziehungen mit 
dem MIV zu erreichen und welcher Anteil der Kosten wird dem Radverkehr 
angelastet? Wie teuer ist das vorgesehene Auftragen von Farbe und 
Aufstellen von Hinweisschildern für die Fahrradstraße?  
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Radverkehr bzw. welche sind geplant (entsprechend dem ausgewiesenen 
Kostenanteil von 80%)? 

7. Ist geplant die Tabelle 13 „Anhaltspunkte für Radverkehrsanteile“ weiter 
auszudifferenzieren? Diese ist bislang sehr vage, vor allem im Punkt „Bau / 
Sanierung von Fahrbahnen an Hauptverkehrsstraßen“. Dort heißt es 
bislang nur „variabel“, was alle Möglichkeiten offenlässt. 

Stellensituation und Geld: 
8. Werden die 6,5 Mitarbeiter*innen, die aktuell für den Radverkehr zuständig 

sind (bzw. 6,5 Vollzeitäquivalente) fast ausschließlich für die 
Radverkehrsplanung eingesetzt? Wie wird das sichergestellt? Was sind ggf. 
weitere Aufgaben dieser Personen? Sind aktuell alle Stellen besetzt? Ist 
eine Ausschreibung für neue Stellen in 2021 in Vorbereitung? Warum 
waren von den 6,5 VZÄ zum 31.12.2020 nur 5,5 besetzt? 

9. Reicht die Anzahl der Stellen aus Sicht des Magistrates aus in Hinblick auf 
den Nachholbedarf, den Kassel in puncto Radverkehrsförderung hat? Hat 
die Stadt Kassel aktuell genug qualifizierte Mitarbeiter*innen im Bereich 
Radverkehr um die im Haushalt vorgesehenen Mittel dafür auszugeben?  

10. Wie viel Geld wurde im Jahr 2020 für den Radverkehr ausgegeben? Wie viel 
davon war städtisches Geld und wie viel Fördermittel? Konnten Mittel, die 
für den Radverkehr eingeplant waren im Jahr 2020 nicht verausgabt 
werden und wenn ja, warum nicht? 

Aufhebung der gemeinsamen Führung von Fuß- und Radverkehr: 
11. Wo wurde im Jahr 2020 die gemischte Führung von Rad- und Fußverkehr 

(> Gemeinsamer Geh- und Radweg) aufgelöst – wie von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossen? Diese Art der 
Verkehrsführung führt nachweislich zu Konflikten und soll deshalb 
sukzessive reduziert werden. 

12. Ist der weitere Bau von Infrastruktur geplant, bei der es keine Trennung von 
Rad- und Fußverkehr gibt? Wenn ja wo und warum wird von dem 
Beschluss abgewichen? 

 
Weitere Fragen zur Umsetzung der StaVo-Beschlüsse: 

13. Wie viele Parkplätze sind im Rahmen von „radverkehrsfreundlicher 
Umgestaltung“ im Jahr 2020 weggefallen und wo? 

14. Inwiefern und wo wurde in 2020 der KFZ-Durchgangsverkehr reduziert? 
Wo ist das aktuell geplant und gibt es Stellen im Stadtgebiet, an denen 
sogenannte Modalfilter geplant sind? 

15. Warum wurde mit der Vorbereitung der beschlossenen Kampagne für mehr 
Rücksichtnahme und Förderung des Umweltverbundes noch nicht 
begonnen? Wann wird das der Fall sein und wann ist mit Beginn / 
Veröffentlichung zu rechnen? 

16. Warum wurden von den 1800 zusätzlichen Stellplätzen für Fahrräder bis 
2022 im Jahr 2020 nur 210 realisiert? Mit wie vielen ist in 2021 zu rechnen 
(circa)?  
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13 von 18 17. Hält der Magistrat die Radwegeführung an der Drusel- und Kohlenstraße 
für familienfreundlich? Würde der zuständige Dezernent dort eigene Kinder 
unter 15 Jahren alleine Radfahren lassen? Wenn nein, warum nicht? Laut 
Straßenverkehrsordnung (§ 2 Abs. 5) dürfen Kinder nur bis sie 11 Jahre alt 
sind auf dem Gehweg Rad fahren, danach müssen sie Radwege nutzen oder 
– wenn nicht vorhanden sind – auf der Straßenfahren. Das ist in Kassel oft 
sehr gefährlich. 

18. Warum wird der neue Radweg an der Kohlenstraße nicht einheitlich 
geführt? Hat man vor die Wegführung zwischen Burgerking und der Brücke 
beidseitig nochmal zu verbessern und dadurch sicherer und 
nachvollziehbarer zu machen? Wenn nein, warum nicht? 

19. Gibt es Planungen um die Kunoldstraße sicherer für den Radverkehr zu 
machen und die Belange des Radverkehrs dort stärker zu berücksichtigen? 
Wenn ja welche? Die Straße von Radfahrenden wird viel genutzt – trotz der 
intensiven und engen Parknutzung durch KFZ – und ist auch Schulweg für 
zahlreiche Schüler* und Lehrer*innen. 

20. Wie oft fahren Dezernent, Leiter der Straßenverkehrs- und Tiefbauamtes 
und Radverkehrsbeauftragte (schätzungsweise) mit dem Fahrrad durch 
Kassel? Fahren diese gezielt kritische Stellen an und Orte an denen geplant 
ist ,die Radverkehrsführung zu ändern? Wird neue Radinfrastruktur von 
den zuständigen Personen persönlich mit dem Rad getestet? Falls das noch 
nicht der Fall ist: Ist es für die Zukunft vorgesehen?  

 
Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, nimmt Stellung zu der mit der 
Einladung versandten schriftlichen Beantwortung. 
 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift beigefügt. 
 
Vorsitzender Kalb erklärt die Anfrage für erledigt. 
 
 
9. Auftrag zum Milieuschutz endlich umsetzen 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.165 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, bis zum Jahresende die Vorbereitungen zur 
Einführung von Milieuschutzsatzungen abzuschließen (Vorlagen-Nr. 
101.18.1718). Im Herbst 2021 wird über den Stand der Untersuchungen 
berichtet.  
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14 von 18 Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, begründet den Antrag ihrer 
Fraktion. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: DIE LINKE 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU 
Enthaltung: AfD 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der Fraktion DIE LINKE betr. Auftrag zum Milieuschutz endlich 
umsetzen, 101.19.165, wird abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Al Samarraie 
 
 
10. Übervolle Straßenbahnen auf Linie 5 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 
- 101.19.168 - 

 
Abgesetzt 
 
 
11. Bahnhof Harleshausen 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
- 101.19.169 - 

 
Abgesetzt 
 
 
12. Errichtung eines Fernbusbahnhofs 

Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.19.217 - 

 
Abgesetzt 
 
 
 
 
 



 

Niederschrift über die 9. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr  
vom 7. Dezember 2021 

 

15 von 18 13. Nutzung von Parkscheinen als Fahrscheine 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.19.218 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass alle Parkscheine, 
die an Parkscheinautomaten im so genannten Innenstadtquadranten gelöst 
werden, für die Dauer ihrer Gültigkeit gleichzeitig zur Nutzung des Öffentlichen 
Personennahverkehrs im Stadtnetz Kassel berechtigen. 
 
Für die Möglichkeit der Nutzung des ÖPNV wird ein Teil der eingenommenen 
Parkgebühr zur Zahlung der Leistung an den Träger des Verkehrs gezahlt. Die 
bisherige Höhe der Parkgebühren bleibt unverändert. Der Magistrat wird 
beauftragt, über die Höhe des zu zahlenden ÖPNV-Anteils für dieses 
Kombiticket die notwendigen Vereinbarungen zu treffen. 

 
Stadtverordneter Grotov, CDU-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: CDU 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, DIE LINKE, AfD 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion betr. Nutzung von Parkscheinen als Fahrscheine, 
101.19.218, wird abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Ullrich 
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16 von 18 14. Modellprojekt Photovoltaik 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.19.219 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, bis Ende 2021 ein Modellprojekt „Photovoltaik 
auf eigenen Liegenschaften“ zu entwickeln. Folgende Punkte sind dabei zu 
berücksichtigen: 
 
 Alle Liegenschaften (auch von Gesellschaften, Eigenbetrieben u.a.) werden 

auf mögliche neue Projekte und Nachrüstungsmöglichkeiten geprüft: 
Dächer, Fassaden, Freiflächen 

 städtische Neubauten werden immer mit Photovoltaik ausgestattet 
 gleiches gilt bei Sanierungen  
 die Umsetzung erfolgt mit Partnern (Energieversorger, regionale 

Versorgungsunternehmen, Bürgerenergiegenossenschaften, Solarvereine, 
ortsansässige Solarfirmen (Hersteller/Dienstleister/Handwerker), 
überregionale Anbieter von Mieterstrom-Projekten und weitere 

 Wo möglich werden Solarparks umgesetzt & eigene Beteiligung oder 
Beteiligungen dritter geprüft 

 Wenn immer sinnvoll möglich, wird Photovoltaik in Verbindung mit 
Ladestationen für Elektrofahrzeuge realisiert 

 Auch z. B. Brachen, alte Gewerbegebiete, Gewässer und alle denkbaren 
weiteren Möglichkeiten werden auf Eignung geprüft. 

 Erfolgt die Finanzierung nicht kommunal werden alternative 
Finanzierungen – auch über Investoren – realisiert. Dazu werden 
Beteiligungsmodelle Dritter entwickelt, die eine rechtssichere Beteiligung 
ermöglichen: Investorenmodelle, Mietmodelle, genossenschaftliche 
Beteiligungen und weitere Modelle 

 Wo nötig werden vorhabenbezogene Bebauungspläne erstellt 
 Auch bei der Ausweisung neuer Gewerbe-/Misch-/Wohngebiete wird die 

Realisierung von Photovoltaik, wo immer sinnvoll, möglich realisiert. Dabei 
sind die die nutzbaren Dachflächen der Gebäude und baulichen Anlagen zu 
mindestens 50 % mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden 
solaren Strahlungsenergie auszustatten. Solarwärmekollektoren werden 
auf die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet. 

 
Stadtverordneter Augustin, CDU-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 
 
Stadtbaurat Nolda beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
 



 

Niederschrift über die 9. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr  
vom 7. Dezember 2021 

 

17 von 18  
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: CDU, DIE LINKE 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, AfD 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion betr. Modellprojekt Photovoltaik, 101.19.219, wird 
abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Grotov 
 
 
15. Entwicklung Karlsplatz 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.19.226 - 

 
Abgesetzt 
 
 
16. Ausbau des Straßenbahnangebots 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.19.227 - 

 
Abgesetzt 
 
 
17. Verkehrsunfälle mit Straßenbahnen 

Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.19.255 - 

 
Abgesetzt 
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18 von 18 18. documenta-Institut im Ruruhaus - Investitionsbedarf 
Antrag der AfD-Fraktion 
- 101.19.256 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
19. Aktueller Stand zur Belebung Fuldaufer 

Anfrage FDP-Fraktion 
- 101.19.268 - 

 
Abgesetzt 
 
 
20. Lastenfahrräder für Kassel 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen B90/Grüne und SPD 
- 101.19.272 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
21. Freiluftexperiment Untere Königsstraße 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen B90/Grüne und SPD 
- 101.19.273 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
22. Pflicht für einen barrierefreien Öffentlichen Personennahverkehr 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen B90/Grüne und SPD 
- 101.19.274 - 

 
Abgesetzt 
 
 
Ende der Sitzung: 19:00 Uhr 
 
 
 
Dominique Kalb Sabine John 
Vorsitzender Schriftführerin 
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